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Brexit: Heftiger Streit
Schlagabtausch in EU-Parlament:
Vor allem Nigel Farage von der EU-
feindlichen britischen UKIP-Partei
musste sich harte Worte anhören –
und schlug zurück. NÄCHSTE SEITE

VW: Teure Einigung
Der Abgasbetrug-Skandal könnte
Volkswagen in den USA fast 15 Mil-
liarden Dollar kosten. Gestern wur-
de die Einigung mit Behörden und
Klägern vorgelegt. WIRTSCHAFT

Mehr Kontrolle
Wegen des Skandals um Spionage
unter Freunden wird der BND
(Foto: der scheidende Chef Ger-
hard Schindler) von einer weiteren
Instanz kontrolliert. VIERTE SEITE

Kurz notiert
Deutsche gegen
Votum über die EU
Nach dem Brexit hat sich die
große Mehrheit der Deutschen
gegen eine Volksbefragung auch
hierzulande über die Zugehörig-
keit zur EU ausgesprochen. 71
Prozent quer durch alle Alters-
und Wählergruppen wollen dies
nicht, wie aus einer aktuellen
Umfrage des Instituts Forsa für
das „Handelsblatt“ hervorgeht.
Fast jeder dritte Bundesbürger
ist dagegen für ein solches Vo-
tum. Fände eine solche Befra-
gung statt, würde eine große
Mehrheit von 82 Prozent der
Bundesbürger für den Verbleib
in der EU stimmen. Nur eine
Minderheit von 14 Prozent der
Befragten würde für einen Aus-
tritt votieren.

Glyphosat-Zulassung
wird verlängert
Die Brüsseler EU-Kommission
will die Europa-Zulassung für
den umstrittenen Unkrautver-
nichter Glyphosat verlängern.
Das kündigte EU-Kommissar Vy-
tenis Andriukaitis am Rande ei-
nes Treffens der EU-Agrarminis-
ter in Luxemburg an. Seine Be-
hörde werde eine Verlängerung
der Glyphosat-Genehmigung
um bis zu 18 Monate annehmen.

Wilders scheitert mit
„Nexit“-Initiative
Der niederländische Rechtspo-
pulist Geert Wilders ist mit einer
Initiative für eine Volksabstim-

mung über die
EU-Mitglied-
schaft der Nie-
derlande ge-
scheitert. Sein
Antrag wurde
gestern mit gro-
ßer Mehrheit

des Parlaments in Den Haag ab-
gelehnt. Nur 14 der 75 Abgeord-
nete stimmten dafür. Nach Ge-
setzeslage ist eine Volksabstim-
mung zur EU-Mitgliedschaft der
Niederlande nicht möglich.

Misstrauensvotum –
doch Corbyn bleibt
Obwohl ihm die große Mehrheit
seiner Fraktion das Vertrauen
entzogen hat, will Labour-Chef

Jeremy Corbyn
nicht zurücktre-
ten: „Ich wurde
von 60 Prozent
unserer Partei-
mitglieder und
Unterstützer
demokratisch

gewählt, um eine neue Politik zu
machen. Ich werde sie nicht
durch einen Rücktritt verraten“.
Zudem habe das Votum der Ab-
geordneten keine rechtliche
Grundlage.

Brüssel: Ceta ohne
nationale Parlamente
Die nationalen EU-Parlamente
sollen nach dem Willen der EU-
Kommission nicht an der Ent-
scheidung über das ausgehan-
delte Freihandelsabkommen
mit Kanada (Ceta) beteiligt wer-
den. Dies teilte Kommissions-
chef Juncker gestern den 28
Staats- und Regierungschefs mit,
erfuhr die Deutsche Presse-
Agentur. Mehrere EU-Staaten
hatten sich dagegen ausgespro-
chen, Ceta als reines EU-Abkom-
men einzustufen. Denn dies
würde dazu führen, dass an der
Ratifizierung zwar das EU-Parla-
ment beteiligt würde, dass Parla-
mente wie der Bundestag aber
nicht abstimmen könnten.

Fakten & Argumente
Wenn es Hetzern je nach Stim-
mung des Tages gelänge, sogar
Grundrechte auszuhebeln, dann
wären Chaos, wirtschaftlicher
Niedergang und gesellschaftli-
cher Unfrieden programmiert.

• Handlungsfähigkeit: Wenn
neben parlamentarische Ab-
stimmungen auch noch Volks-
abstimmungen treten, könnten
notwendige Entscheidungen
verzögert und kompliziert wer-
den. Die Handlungsfähigkeit der
Politik würde leiden.

• Parlamentarismus: Immer
neue Volksabstimmungen könn-
ten die Bedeutung der Parla-
mente auf Dauer beschädigen.
Die meisten Entscheidungen
dürften sowieso komplizierter
sein als nur Dafür oder Dagegen,
wie es für Volksentscheidungen
kennzeichnend ist. (tpa)

Das spricht gegen
Volksabstimmungen:

• Grundgesetz: Wegen früherer
Wahlerfolge der Nationalsozia-
listen in Deutschland haben wir
seit 1949 ein Grundgesetz, wel-
ches Skepsis gegenüber dem di-
rekten Volkswillen zeigt. So gibt
es dort unveränderliche Artikel,
welche die Grundrechte vor
dem Zugriff durch spätere Ent-
scheidungen schützen. Aus die-
sem Grund sind auch bundes-
weite Volksabstimmungen in
Deutschland nicht möglich.

• Populismus: Ob es um die To-
desstrafe geht oder um das
Grundrecht auf Asyl: Populisten
zeichnen sich dadurch aus, dass
sie Stimmung machen, aber die
verantwortliche Arbeit an Lö-
sungen anderen überlassen.

päischen Verfassungsvertrag
stimmten, dieser aber in seiner
Substanz als „Reformvertrag“
von Lissabon 2007 dann doch
von den Staats- und Regierungs-
chefs der EU unterzeichnet wur-
de, dürfte erheblich zum Ver-
trauensverlust der Franzosen
und Niederländer in die EU bei-
getragen haben. So ist das in De-
mokratien: Wenn die Bevölke-
rung abstimmt, erteilt sie
höchstmögliche Legitimität. Nur
das ermöglicht starke Regierun-
gen und nachhaltiges Regie-
rungshandeln. Umgekehrt er-
zeugt es das Gegenteil.

• Kontrolle: Natürlicher Gegner
einer Volksabstimmung sind
Parteien mit Regierungsverant-
wortung. Für sie ist es einfacher,
nur alle paar Jahre Wahlen zu ha-
ben. Volksabstimmungen könn-
te diese Ruhe heilsam stören.

Das spricht für
Volksabstimmungen:

• Demokratie: Demokratie
heißt Herrschaft des Volks. Es ist
ein Widerspruch in sich, der Be-
völkerung eines demokratischen
Staats den Wunsch nach Mitbe-
stimmung abzuschlagen. Je
wichtiger die Fragen sind, um
die es geht, etwa die Wiederver-
einigung, der Bruch der Schul-
denregeln des Maastrichtvertra-
ges, Alleingänge der Bundesre-
gierung beim Thema offene
Grenzen, Währungsfragen oder
Bundeswehreinsätze im Aus-
land, desto empfindlicher wird
dieser Widerspruch in der Bevöl-
kerung wahrgenommen.

• Legitimität: Dass Franzosen
und Niederländer 2005 in Volks-
abstimmungen gegen den euro-

HEUSSNER: Bildung ist immer
gut. Aber demokratische Mit-
wirkungsrechte sind nicht
vom Bildungsstand abhängig.
Anderenfalls wären auch de-
mokratische Wahlen nicht
möglich. Und Wahlen sind ob-
jektiv schwieriger als Volks-
entscheide. Denn Wahlen ent-
scheiden gleichzeitig über

eine Vielzahl von Themen und
Personen. Sowohl bei Volks-
entscheiden als auch bei Wah-
len geht es letztlich nicht um
Sachwissen, sondern darum,
welchen Politikern, Parteien
und Experten man jeweils
sein Vertrauen ausspricht.

genteiligen Referendums in
der EU bleiben?

HEUSSNER: Wenn viele Bre-
xit-Befürworter erkannt ha-
ben, dass die Nachteile eines
Austritts doch überwiegen,
sollte ein zweites Referendum
möglich sein. Jeder hat eine
zweite Chance verdient. Sol-
che Korrekturreferenden in
Europafragen sind nicht unge-
wöhnlich. In modifizierter
Form hat es sie schon in Däne-
mark und Irland gegeben. Mit
positivem Ausgang für Euro-
pa.

Es gibt Stimmen, nach denen
Volksentscheide voraussetzen
müssten, dass alle Bürger sich
informieren und mit politi-
schen Zusammenhängen aus-
einandersetzen. Eine gute All-
gemeinbildung sollte demnach
Vorausetzung sein für Volks-
entscheide. Würden Sie das
auch so sehen?

nen vom Bundesverfassungs-
gericht kassiert werden.

Uns erreichen Leserbriefe, in
denen eine Haltung deutlich
wird nach dem Motto: Die Bri-
ten haben das jetzt so entschie-
den, die Politiker sollen das bit-
te schön umsetzen – und basta.
So, als wären Politiker reine
Dienstleister der Wähler.
Könnte man allein mit Volks-
entscheiden Politik machen?

HEUSSNER: Das ist nicht mög-
lich. Dafür reicht schon die
Zeit nicht. Die meisten Geset-
ze muss immer das Parlament
machen. Das ist auch in der
Schweiz so. Und auch die
Mehrheit des Volkes kann sich
irren. Genauso wie Parla-
mentsgesetze müssen auch
Volksentscheide korrigierbar
sein.

Was wollen Sie damit sagen?
Sollten die Briten trotz ihres ge-

V O N T A T J A N A C O E R S C H U L T E

W äre ein Volksent-
scheid über einen
Austritt aus der EU in

Deutschland auch möglich?
PROF. DR. HERMANN HEUSSNER:

Nein, bundesweite Volksent-
scheide sind bei uns vom
Grundgesetz her nicht vorge-
sehen. Die Hürden wären also
sehr hoch. Für ein solches Re-
ferendum müsste die Möglich-
keit bundesweiter Volksent-
scheide erst einmal ins Grund-
gesetz aufgenommen werden.
Dann müsste das Recht der Re-
gierung, über die Kündigung
völkerrechtlicher Verträge zu
entscheiden, beschnitten wer-
den. Und schließlich: Artikel
23 des Grundgesetzes sieht die
Mitgliedschaft Deutschlands
in der EU vor. Ein Volksent-
scheid über die Mitgliedschaft
in der EU müsste also das
Grundgesetz ändern, und da-
für ist eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit nötig.

Welche Funktion können
Volksentscheide bei uns in
Deutschland erfüllen – und
welche nicht?

HEUSSNER: Volksgesetzge-
bung hat die Funktion, den
Bürgern zwischen den Wah-
len ein wirksames Mitbestim-
mungsrecht zu geben. Dies
steigert die Freiheit und ver-
bessert die Demokratie.
Grundsätzlich sollten deshalb
alle Fragen dem Volk zur Ent-
scheidung offen stehen, die
auch das Parlament entschei-
den darf. Aber das Volk steht
nicht über dem Recht. Des-
halb hat es sich an die rechts-
staatlichen Spielregeln zu hal-
ten. Auch Volksgesetze kön-

„Auch die Mehrheit kann irren“
Interview: Das Volk steht nicht über dem Recht, sagt Juraprofessor Heußner über Volksentscheide

Volkes Stimme ist gefragt: Ein Plakat mit dem Schriftzug „Volksentscheid“ bei einer Veranstaltung zum Volksentscheid über die
künftige Gerichtsstruktur in Mecklenburg-Vorpommern im vergangenen Jahr. Foto:  dpa

Das Thema
Das Brexit-Referendum
hat die Debatte über
Volksentscheide in
Deutschland befeuert.
Welchen Sinn dieses In-
strument der politischen
Mitbestimmung hat, er-
läutert Jura-Professor
Hermann Heußner.

Zur Person
PROF. DR. HERMANN HEUSSNER (56)
ist Professor für Öffentliches

Recht an der
Hochschule Os-
nabrück. Er
wurde in Kassel
geboren und
hat in Göttin-
gen und in den
USA Jura stu-

diert. Heußner ist verheiratet; er
lebt mit seiner Frau und drei
Adoptivsöhnen in Kassel.

Volksentscheid -
die Rechtslage
• In Deutschland verbie-
tet das Grundgesetz bun-
desweite Volksentschei-
de. Nach dem Grundge-
setz ist Deutschland ein-
deutig eine repräsentati-
ve Demokratie. In dieser
wählen die Bürger Parla-
mentsabgeordnete als Re-
präsentanten, die in ihrem
Namen Gesetze verab-
schieden und die Regie-
rung bilden.
•  Ausnahmen von diesem
Prinzip gibt nur für zwei
Spezialfälle vor: Zum ei-
nen sind bei einer „Neu-
gliederung des Bundesge-
biets“ - sprich einer Zu-
sammenlegung von Bun-
desländern - die Betroffe-
nen in einem Volksent-
scheid zu befragen (Artikel
29). Zudem haben die
Deutschen das Recht, „in
freier Entscheidung“ über
eine neue Verfassung als
Ersatz für das Grundgesetz
zu entscheiden (Art. 146).
• Auf Landes- und Kom-
munalebene sind Volks-
begehren und Referen-
den möglich, auch wenn
es teils sehr hohe Hürden
gibt. So können Bürger in
den Ländern in der Regel
nur über Gesetze abstim-
men, die sie per Volksbe-
gehren selbst auf den Weg
bringen. (afp)
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